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Andreas Aust (Berlin)
Von ,Skeptikern zu ,Musterschülern? Die
Europäisierung der Sozialdemokratie
Der Beitrag untersucht die ,Zähmung der Widerspenstigen für die europäische Sozialdemokratie
und konzentriert sich im ersten Teil auf die Analyse der europapolitischen Programmatik der sozial-
demokratischen Parteien. Zunächst begründet der Autor die Ausgangshypothese, dass zwischen den
traditionellen Politiken der Sozialdemokratie und der europäischen Marktintegration ein funktiona-
les Spannungsverhältnis besteht, welches die Erwartung einer skeptischen Haltung gegenüber der
europäischen Integration plausibel macht. In der empirischen Analyse werden dann die
europaskeptischen Parteien der europäischen Sozialdemokratie identifiziert, deren programmatischer
Wandel zu ,Musterschülern nachgezeichnet und als Lernprozess zu erklären versucht. Die Heraus-
bildung einer europäischen Parteiebene (seit 1992: ,Sozialdemokratische Partei Europas) wird als
die zentrale institutionelle Innovation im Prozess der ,Europäisierung der Sozialdemokratie im zwei-
ten Teil untersucht. Obwohl keine autonom handlungsfähige Parteiebene, wirkt die Kooperation in
diesem institutionellen Rahmen für die beteiligten nationalen AkteurInnen sozialisierend und kann
daher als eigenständiger Mechanismus der ,Europäisierung sozialdemokratischer Parteien begrif-
fen werden. Gleichzeitig offenbart die Analyse der SPE in den 1990er Jahren aber auch die strategi-
schen Konflikte, die einer effektiveren Koordination entgegenstanden.
1. Einleitung
Politische Parteien werden durch den Prozess
der europäischen Integration in mehrfacher Hin-
sicht tangiert. Zum einen gilt für alle politischen
Parteien, dass sie parallel zu den europäischen
Nationalstaaten entstanden sind: In diesem po-
litisch-institutionellen Rahmen haben sie sich
entwickelt und spezifische Funktionen ausge-
bildet, wobei die Bestellung der Regierung
durch den Mechanismus der demokratischen
Wahl im Mittelpunkt steht. Prozesse der
Europäisierung haben durch die Etablierung
einer neuen politischen Ebene mit autoritativer
Rechtsetzungskompetenz und durch spezifische
inhaltliche Vorgaben einen maßgeblichen Ein-
fluss auf die Funktionsweise und die Handlungs-
fähigkeit nationaler Regierungen. Die europäi-
sche Integration mit dem Schwerpunkt der
Marktliberalisierung ist aber in unterschiedli-
cher Weise mit den politischen Zielen und In-
strumenten der verschiedenen Parteifamilien
kompatibel und stellt  so die Ausgangsthese 
insbesondere für sozialdemokratische Parteien
ein Problem dar, auf das sie in unterschiedli-
cher Weise  analytisch unterschieden werden
exit, voice und loyality  reagieren können. Der
Schwerpunkt des vorliegenden Beitrags liegt in
diesem Sinne auf der Analyse der ,Europäi-
sierung der sozialdemokratischen Parteien-
familie. Als ,Europäisierung werden hier zwei
Aspekte einer genaueren Untersuchung unter-
zogen: die europapolitische Programmatik der
sozialdemokratischen Parteien und die
Institutionalisierung einer europäischen Partei-
ebene.
In dem ersten Hauptteil wird die These eines
misfits von europäischer Marktintegration und
traditioneller sozialdemokratischer Politik be-
gründet und anschließend empirisch überprüft.
Da das Schwerpunktthema des Heftes die Zäh-
mung der Widerspenstigen lautet, liegt hier der
Fokus auf der Identifizierung europaskeptischer
Parteien in der europäischen Sozialdemokratie.
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In einem nächsten Schritt wird dann gezeigt,
dass auf der programmatischen Ebene bis Ende
der 1980er Jahre alle skeptischen sozialdemo-
kratischen Parteien ihre Position zugunsten ei-
ner pro-europäischen Haltung verändert haben.
Gegen Ende dieser Periode verschwindet die exit
Option aus dem Handlungsrepertoire der euro-
päischen Sozialdemokratie. In dieser Hinsicht
lässt sich ein durch ,Europäisierung induzier-
ter Konvergenzprozess erkennen. Der program-
matische Wandel wird als ein Lernprozess ge-
deutet, zu dem verschiedene Faktoren beigetra-
gen haben.
Politische Parteien sind aber auch im euro-
päischen Entscheidungsprozess nicht nur
policy-taker, die sich anzupassen haben, son-
dern in erheblichem Umfang auch policy-maker
(vgl. Hix/Lord 1997; Bomberg 2002). ,Europäi-
sierung von Parteien bedeutet nicht lediglich
einen einseitigen Adaptationsprozess, sondern
einen two-way process, in dem die Parteien auch
ihre Vorstellungen in der EU verwirklichen
wollen (Bomberg 2002, 32). Mit dem Ziel, die
europapolitische Agenda stärker mit sozialde-
mokratischen Inhalten zu füllen, wurde die Zu-
sammenarbeit der ParteiführerInnen institutio-
nalisiert und Anfang der 1990er Jahre die So-
zialdemokratische Partei Europas (SPE) ge-
gründet. Die zentrale institutionelle Innovati-
on der Parteienfamilie in Reaktion auf die Euro-
päisierung besteht somit in der Ausdifferen-
zierung einer europäischen Parteiebene zur Ko-
ordination der europapolitischen Positionen der
Sozialdemokratie. Die Entstehung und Ent-
wicklung dieses party-networks als eines spe-
zifischen Politiknetzwerks auf der Grundlage
von Parteien (Ladrech 2000) wird dargestellt
und in seinen Wirkungen und Wirkungsgrenzen
analysiert. Die zentralen Thesen des Beitrags
lauten, dass auf der einen Seite die Kooperati-
on innerhalb eines europäischen Parteien-
verbundes als ein eigenständiger Mechanismus
der ,Europäisierung angesehen werden muss,
gleichzeitig aber die strategische Koordination
der nationalen Parteien in dem Moment schei-
tert, wenn die politischen Konzeptionen  wie
beim europaweiten Streit über den ,Dritten
Weg sichtbar (Merkel 2000)  weit auseinander
gehen.
2. ,Europäisierung und Sozialdemokratie:
Zum Verhältnis von Marktintegration
und Sozialdemokratie
Ungeachtet der andauernden Debatte über
Inhalt, Sinnhaftigkeit und Grenzen des Konzep-
tes Europäisierung dominiert mittlerweile ein
Verständnis, welches unter Europäisierung in
erster Linie die Reaktionen von AkteurInnen
und Institutionen auf Veränderungen der euro-
päischen Politik versteht (vgl. Radaelli 2000;
Risse et al. 2001; Olsen 2002). Anpassungs-
bedarf ergibt sich nach der Literatur primär aus
einer unzureichenden funktionalen Passung
(goodness of fit) zwischen nationalen Verhält-
nissen und veränderten europäischen Bedingun-
gen. Ob und inwieweit ein derartiger Druck zu
Veränderungen in nationalen Rahmen führt, ist
abhängig von verschiedenen intervenierenden
Faktoren (Risse et al. 2001).
Diese Argumentation ist für unseren Zusam-
menhang zu spezifizieren. Warum und inwie-
weit ergibt sich aus dem Prozess der Europäi-
schen Integration ein Anpassungsbedarf für so-
zialdemokratische Parteien und deren Praxis?
Neben der  für alle Parteien einschlägigen 
institutionellen Einbettung in die nationalen
politischen Systeme ist hier auf die Spezifik
sozialdemokratischer Politik einzugehen. Trotz
der Schwierigkeiten, angesichts der Vielfalt und
Unterschiedlichkeit sozialdemokratischen Re-
gierungshandelns eine trennscharfe und exakte
Definition zu liefern, lässt sich sozialdemokra-
tische Politik in (West-)Europa nach dem zwei-
ten Weltkrieg näherungsweise charakterisieren
durch das Bestreben, über demokratische poli-
tische Verfahren erworbene Regierungsgewalt
zu nutzen, um die kapitalistische Wirtschafts-
ordnung zugunsten der Interessen ihrer sozia-
len Basis  zunächst abhängig beschäftigte
IndustriearbeiterInnen, zunehmend aber auch
(öffentliche) Angestellte  zu verändern (vgl.
differenzierter u.a.: Merkel 1993; Sassoon 1997;
Glyn 2001). Die Handlungs- und Interventions-
möglichkeiten des modernen Steuer- und Wohl-
fahrtsstaates sollten genutzt werden, um die
Beschäftigung aller Arbeitsfähigen und -willi-
gen zu gewährleisten und soziale Ungleichhei-
ten zu reduzieren. Zu den wesentlichen Instru-
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menten zur Erreichung der Ziele entwickelten
sich eine makroökonomische Vollbeschäfti-
gungspolitik und der Ausbau eines universa-
listischen und redistributiven Wohlfahrtsstaates.
Insbesondere die Symbiose der Sozialdemokra-
tie mit dem Keynesianismus gab der Politik eine
wirtschaftstheoretische Fundierung, die sowohl
eine interventionistische Wirtschaftspolitik als
auch eine Politik der Stärkung der Massen-
kaufkraft begründete. Zentral ist für unseren
Zusammenhang das Vertrauen in den hand-
lungsfähigen Nationalstaat, gesetzte politische
Ziele des sozialen Ausgleichs auch durchsetzen
zu können.
Der Prozess der europäischen Integration mit
dem häufig beschriebenen Primat der ,negati-
ven Integration steht zu den traditionellen We-
gen der Sozialdemokratie in einem spannungs-
reichen Verhältnis. Die großen Projekte der eu-
ropäischen Integration in den letzten beiden
Jahrzehnten zielten mit der Einheitlich-Europä-
ischen Akte (EEA) von 1986 und dem
Maastrichter Vertrag auf die Herstellung eines
Binnenmarktes und die Schaffung einer Wäh-
rungsunion (vgl. u.a. Moravcsik 1998; Scharpf
1999; Bornschier 2000). Beide Großprojekte
schwächen nun die Grundlagen einer national
ausgerichteten sozialdemokratischen Politik.
Das Binnenmarktprojekt 1992 reduzierte die
ökonomischen Barrieren zwischen den Natio-
nalstaaten und schuf einen liberalisierten Markt.
Dem Vorhaben liegt die Überzeugung zu Grun-
de, dass der Markt der effizienteste Allokations-
mechanismus für die Produktionsfaktoren ist.
Politische Interventionen oder Regulierungen
werden als effizienzhemmend angesehen. Der
intendierten Logik nach führt eine Liberalisie-
rung des Marktes zu einem verstärkten Wettbe-
werb, der für eine höhere Wirtschafts- und
Beschäftigungsdynamik sorgt. Gleichzeitig
führt aber derselbe Prozess zu einer Macht-
verschiebung im Verhältnis von Politik und
Ökonomie, indem er liberale Marktstrukturen
kodifiziert, nationale politische Macht durch die
Einbindung in ein Mehrebenensystem fragmen-
tiert und für WirtschaftsakteurInnen exit Optio-
nen schafft. MarktteilnehmerInnen sind nicht
mehr prinzipiell politischen Vorgaben unterwor-
fen, sondern sie können sich diesen durch Ver-
lagerung ihrer Aktivitäten entziehen oder dies
auch nur glaubhaft androhen. Sozialdemokrati-
sche Politiken werden unter den geschaffenen
Bedingungen des Regimewettbewerbs im eu-
ropäischen Binnenmarkt schwieriger (Streeck
1995, 420ff.; Offe 1998).
Der Übergang zur Währungsunion und die
damit verknüpften Bedingungen beseitigen zwar
auf der einen Seite die Gefahren von Währungs-
spekulationen und Wechselkursschwankungen,
schränken aber gleichzeitig die nationale Hand-
lungsfreiheit ein. Mit dem Übergang zu einer
einheitlichen Währung wurde das makro-
ökonomische Instrument der Geldpolitik durch
die Delegation der Zuständigkeit an eine auto-
nome Europäische Zentralbank dem politischen
Zugriff entzogen und durch den Maastrichter
Vertrag auf das primäre Ziel der Inflations-
bekämpfung festgelegt. Gleichzeitig wird mit
den Maastrichter Konvergenzkriterien, die spä-
ter im Wachstums- und Stabilitätspakt bestätigt
wurden, die nationale Fiskalpolitik auf eine
Politik der Haushaltskonsolidierung ausgerich-
tet. Die makroökonomischen Instrumente für
eine keynesianische Konjunktur- und Wachs-
tumspolitik stehen daher der Politik nicht mehr
(Geldpolitik) oder nur noch eingeschränkt
(Fiskalpolitik) zur Verfügung. Mögliche Ziel-
konflikte zwischen Inflationsbekämpfung und
makroökonomischer Wachstumsförderung wur-
den  in einer für sozialdemokratische AkteurIn-
nen problematischen Weise  zugunsten der
Inflationsbekämpfung entschieden.
Diese kurzen und zugespitzten Ausführungen
sollten ausreichen, um die Ausgangsthese eines
problematischen Passungsverhältnisses (misfit)
von sozialdemokratischer Politik und europäi-
scher Integration plausibel zu machen. Eine
zumindest partielle Widerspenstigkeit sozialde-
mokratischer AkteurInnen ist somit zu erwar-
ten. Vorausgesetzt sozialdemokratische Akteu-
rInnen werden von diesen Überlegungen in ih-
rer Politik angeleitet  was im nächsten Ab-
schnitt noch überprüft wird , so ergeben sich 
in Anlehnung an Hirschmann  drei stilisierte
zentrale Handlungsoptionen: exit, voice und
loyality. Bezogen auf die sozialdemokratische
Strategiewahl lassen sich diese Optionen folgen-
dermaßen übersetzen (vgl. auch Aust 2003):
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Die Option exit steht im engeren Sinne für
den Austritt aus dem politischen Verbund, soll
hier aber auch die Nichtbeteiligung an dem Pro-
gramm der europäischen Marktliberalisierung
oder die Blockade derartiger Politiken beschrei-
ben. Als eine funktional äquivalente Verhaltens-
weise kann die Ablehnung eines Beitritts zur
Gemeinschaft angesehen werden. Als Hypothe-
se scheint diese Strategievariante in den Län-
dern am wahrscheinlichsten, in denen eine
elektoral starke Sozialdemokratie ihren pro-
grammatischen Vorstellungen entsprechende
nationale Strukturen und Instrumentarien ent-
wickeln und erfolgreich praktizieren konnte.
Die Option voice geht zunächst davon aus,
dass die Beteiligung an dem Prozess der euro-
päischen Integration prinzipiell gegenüber der
Nicht-Beteiligung vorteilhafter ist. Der Leitge-
danke der engen Kooperation zwischen den
Regierungen in einem fest institutionalisierten
Rahmen wird begrüßt. Gleichzeitig wird aber
die konkrete inhaltliche Gestaltung der europä-
ischen Politik mit ihrem Fokus auf Politiken der
,negativen Integration kritisiert. Stattdessen
wird ein Politikentwurf vorgeschlagen, der die
traditionellen Ziele und Instrumente der
Vollbeschäftigungspolitik und der sozialen Si-
cherung europäisiert. Der Schwerpunkt dieser
Strategievariante liegt auf dem Versuch einer
Sozialdemokratisierung des europäischen
Integrationsprozesses  der Begriff des Euro-
keynesianismus bietet sich zur Charakteri-
sierung dieser Strategie an.
Die dritte strategische Variante, loyality, wird
hier verstanden als eine Akzeptanz des europä-
ischen Integrationsprozesses mit dem Schwer-
punkt auf Marktliberalisierung. Der Begriff
loyality deutet an, dass prinzipielle Vorbehalte
nicht vorhanden sind. Im Gegensatz zur
Strategievariante voice wird ein Anpassungs-
bedarf  wenn überhaupt  nicht primär auf der
europäischen Politikebene, sondern auf der
nationalstaatlichen Ebene gesehen. Sozialdemo-
kratische Politikentwürfe sind so zu reformu-
lieren, dass sie mit den neuen, als unveränder-
bar wahrgenommenen, Strukturbedingungen
kompatibel sind. Sozialdemokratische Politiken
zielen in diesem Verständnis nicht primär auf
die Schaffung eines neuen europäischen
Ordnungsrahmens, sondern auf die Befähigung
der individuellen AkteurInnen in dem liberali-
sierten Markt erfolgreich zu agieren. Unschwer
lässt sich eine Verwandtschaft dieser Option mit
den jüngeren Diskussionen um eine Erneue-
rung der Sozialdemokratie mittels einer Poli-
tik des ,Dritten Weges erkennen (Giddens
1998).
Mit diesem konzeptionellen Rahmen soll nun
die Europäisierung der Sozialdemokratie seit
den 1980er Jahren analysiert werden. Zunächst
werden die AkteurInnen innerhalb der europäi-
schen Sozialdemokratie identifiziert, die
zwischenzeitlich eine exit Option verfolgten.
Sodann wird die Hinwendung  insbesondere
der skeptischen Parteien  zu ausgeprägt pro-
europäischen Positionen dargestellt und als
Lernprozess analysiert, bevor im zweiten Haupt-
teil die Entstehung, Entwicklung und Funktion
des europäischen Parteienverbundes der Sozi-
aldemokratie diskutiert wird.
3.Von den ,Skeptikern zu den
,Musterschülern. Der Wandel zur
pro-europäischen Programmatik
Um skeptische oder gar widerspenstige
AkteurInnen innerhalb der europäischen Sozi-
aldemokratie und den Wandlungsprozess der
europabezogenen Programmatik zu untersu-
chen, stehen dreierlei Quellen zur Verfügung:
1. Daten aus der quantifizierenden Analyse von
Parteiprogrammen auf nationaler und europäi-
scher Ebene (vgl. Budge et al. 2001; Gabel/Hix
2002), 2. Expertensurveys, in denen Wissen-
schaftlerInnen die Parteien und deren Positio-
nen einschätzen (vgl. Ray 1999; Hooghe/Marks/
Wilson 2002) und 3. schließlich vergleichende
historische Querschnitts- und/oder Fallstudien
(vgl. u.a. Niedermayer 1983; Featherstone 1988;
Gaffney 1996; Sassoon 1997).
Wir beginnen mit einer Analyse der Wahl-
programme, um das Ausmaß der Europaskepsis
zu beleuchten. Hierfür ist eine Datengrundlage
verfügbar, die die Wahlprogramme zahlreicher
Länder seit 1945 kodifiziert und für komparati-
ve Analysen aufbereitet hat (Budge et al. 2001).1
In dem Codeplan für die Wahlprogramme gibt
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es je eine Kategorie pro und contra EG/EU (per
108 und per 110 des Codeplans). Die entspre-
chenden Daten wurden für die sozialdemokra-
tischen Parteien der EU15 seit 1945 ausgewer-
tet. Auswahlkriterium für die Partei war hier 
wie sonst auch  die Mitgliedschaft in dem eu-
ropäischen Parteienverbund. Diese Analyse eig-
net sich primär für die Betrachtung vieler Län-
der über einen langen Zeitraum hinweg.
Zunächst zeigt sich, dass generell fast durch-
gängig eine positive Bewertung der europäi-
schen Integration vorherrscht (vgl. auch Tabel-
le 1). Dies gilt insbesondere für die Gründungs-
mitglieder, aber auch für später beigetretene
Mitglieder wie Spanien und Portugal. Die Par-
teien, die sich in ihren Wahlprogrammen eher
negativ zur europäischen Integration äußern,
sind deutlich in der Minderheit. Die eingangs
vorgetragene Argumentation eines misfits un-
terschätzt damit offensichtlich die Bedeutung
weiterer Faktoren, die für die positive Bewer-
tung der europäischen Integration relevant sind.
Ein wesentlicher Punkt  zumindest für die
Gründungsmitglieder  dürfte der historische
Hintergrund des Zweiten Weltkriegs und die
Funktion der EG als Friedensfaktor in Europa
gewesen sein. Für die sozialdemokratischen
Parteien der iberischen Halbinsel war der Hin-
tergrund der langjährigen Militärdiktaturen
maßgeblich. Die Mitgliedschaft in der EG wur-
de als Beitrag zur Konsolidierung der Demo-
kratie und zur Modernisierung von Ökonomie
und Gesellschaft interpretiert (Featherstone
1988). Im Gegensatz dazu dominierte in der
griechischen PASOK zunächst ein anti-
imperalistisches Gedankengut, welches maß-
geblich von dem Parteiführer Papandreou ge-
prägt wurde (Verney 1996). Die Daten zeigen,
dass keine sozialdemokratische Partei durchgän-
gig über eine ablehnende Position verfügt, son-
dern lediglich in historisch zumeist kurzen Pha-
sen. Sozialdemokratische Parteien, in denen die
Wahlprogramme mehr negative als positive
Ausführungen enthalten, finden sich in Däne-
mark (1988), Griechenland (197781), Irland
(1969 und 1982) sowie im Vereinigten König-
reich (19741987). Betrachtet man die zu die-
sen Zeitpunkten verfolgten politischen Ziele in
diesen Ländern konkreter, so reichen diese von
einer weitreichenden Skepsis gegenüber einem
Beitritt (Irland, Griechenland) über die Ableh-
nung vertiefender Integrationsschritte (DK) bis
hin zu der Forderung nach einem Wiederaus-
tritt (UK Labour: 1975 Referendum und 1983er
Wahlprogramm). Auch die französische PS, die
in den 1970er Jahren eine enge Zusammenar-
beit mit der kommunistischen PC eingegangen
ist, stand bis zur Wende 1983 der europäischen
Integration kritisch gegenüber  auch wenn dies
durch die Analyse der Comparative Mani-
festos Daten nicht deutlich wird (vgl.
Niedermayer 1983; Featherstone 1988). Die
Begründung für die europakritische Haltung hat
teilweise national spezifische Gründe, teilweise
findet sie sich aber auch übergreifend in der ide-
ologischen Ausrichtung der betreffenden Par-
teien. Der wesentliche Grund für die Skepsis ist
die Wahrnehmung der KritikerInnen, dass die
gegenwärtige Entwicklung der europäischen
Integration einen Prozess dar(stellt, d.V.), der
die Verwirklichung sozialistischer Zielsetzun-
gen hemmt (Niedermayer 1983, 138). Diese
AkteurInnen in der europäischen Sozialdemo-
kratie verfolgten somit eine exit Strategie im
oben definierten Sinne, um nationale Strategien
ungehindert verfolgen zu können.
Vergleicht man auf aggregierter Ebene die
Positionen der europäischen Parteienfamilien,
so stehen liberale und christdemokratische Par-
teien der europäischen Integration Anfang der
1980er Jahre deutlich positiver gegenüber als
sozialdemokratische Parteien (Niedermayer
1983, 148151; Ray 1999).
Folgt man der vorgetragenen Argumentation
eines problematischen Verhältnisses von Markt-
integration und Sozialdemokratie, so müsste
sich dies in den Reaktionen auf die Großprojekte
der europäischen Integration widerspiegeln. Zu
erwarten wäre ein Ansteigen der Europaskepsis
in der Sozialdemokratie. Wie haben sich die
europapolitischen Positionen der sozialdemo-
kratischen Parteien entwickelt? Betrachten wir
hierzu die Expertenumfrage von Ray (1999).
Ray hat mehrere ExpertInnen für die derzeiti-
gen Mitgliedsländer befragt, wie sie die
europapolitischen Positionen auf einer Skala
von 1 (stark negativ) bis 7 (stark positiv; 4 neu-
tral) für mehrere Zeitpunkte seit 1984 einschät-
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zen. Tabelle 1 stellt die Ergebnisse für die sozi-
aldemokratischen Parteien der EU15 zusam-
men.
Die Expertenumfrage bestätigt zunächst die
Aussagen über die Positionen der Sozial-
demokratien Mitte der 1980er Jahre. Deutlicher
als aus der Analyse der Wahlprogramme erge-
ben sich die (noch) Nicht-Mitglieder aus
Skandinavien (weniger: Österreich) als weitere
europaskeptische Parteien. Dies kann als Bestä-
tigung für die These angesehen werden, dass
die Stärke der nationalen Sozialdemokratie ei-
nen wichtigen Einfluss auf die europapolitische
Ausrichtung hatte. Die Parteien, die zu diesem
Zeitpunkt noch keine Mitgliedschaft anstrebten,
waren mit der Ausnahme der Schweiz Länder
mit einer starken, die Entwicklung im jeweili-
gen Land maßgeblich prägenden Sozialdemo-
kratie. Der Befund macht außerdem deutlich,
dass alle sozialdemokratischen Parteien entwe-
der konstant europafreundlich eingestuft wer-
den oder aber eine zunehmend pro-europäische
Position bezogen haben. In keinem einzigen Fall
zeigt sich seit den 1980er Jahren ein relevanter
Wandel in Richtung stärkerer Europaskepsis.
Lediglich die französische PS und die deutsche
SPD werden im Kontext der Post-Maastricht
Krise 1996 geringfügig europaskeptischer ein-
geschätzt als 1992. Signifikant sind dagegen die
dramatischen Positionsverschiebungen der
vormals kritischen Parteien und Nicht-EU Mit-
glieder zu pro-europäischen ,Musterschülern
(PASOK (GR), SD (DK), SPÖ (A), Labour
(UK), SDAP (SW) und SSDP (SF)). Die Ein-
bindung in die Institutionen der EU ist entwe-
der akzeptiert oder  im Falle der Nicht-Mit-
glieder  aktiv angestrebt worden (Featherstone
1988, 3). Alle sozialdemokratischen Parteien
suchen nunmehr in dem institutionellen Rahmen
der EU ihre Anliegen zu verwirklichen. Eine
ausführliche Beschreibung der europapoli-
tischen Positionsverschiebungen der einzelnen
Tabelle 1: Europapolitische Positionen der EU Sozialdemokratie
Land Partei Position zu Europ. Integration
1984 1988 1992 1996
Belgien-Frank. PS 5.80 5.80 6.00 6.20
Belgien-Fläm. SP 6.12 6.33 6.50 6.33
Dänemark SD 4.67 4.89 5.44 5.89
Deutschland SPD 6.29 6.29 6.14 5.71
Finnland SSDP 3.43 3.86 6.00 6.50
Frankreich PS 5.89 6.11 6.44 6.00
Griechenland PASOK 4.00 5.60 6.30 6.70
Irland LP 4.00 4.67 4.57 4.88
Italien PDS (PCI) 5.80 6.00 6.25 6.50
Luxemburg POSL/LSAP 6.44 6.67 6.89 6.89
Niederlande PvdA 5.78 5.78 5.67 5.78
Österreich SPÖ 4.20 6.00 6.60 7.00
Portugal PSP 6.86 6.86 6.86 6.71
Spanien PSOE 6.77 6.85 6.62 6.62
Schweden SDAP 2.14 2.29 6.00 6.14
Vereinigtes Königreich Labour 4.50 5.50 6.00 6.00
Quelle: zusammengestellt aus Ray 1999: 297305
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Parteien ist hier leider nicht möglich. Die Doku-
mentenanalyse von Maurer (1998, vgl. auch
Hooghe et al. 2002 und Gaffney 1996 für Fall-
studien) zeigt aber, dass die offiziellen Positio-
nen der sozialdemokratischen Parteien sowohl
in Bezug auf die Finalität des Integrations-
prozesses, das institutionelle Arrangement (Auf-
wertung des Europäischen Parlaments, Mehr-
heitsentscheidungen), die Einfügung von indi-
viduellen Rechten ins Vertragswerk (Grund-
rechtscharta, soziale Grundrechte, Gleichbe-
rechtigung) sowie die funktionale Reichweite
(Ausweitung der europäischen Kompetenzen)
in den 1990er Jahren durchgängig differenzier-
ter und integrationsfreundlicher sind als noch
in den 1980er Jahren. Die Strategievariante exit
spielte somit seit Anfang der 1990er Jahre kei-
ne Rolle mehr in der europäischen Sozialdemo-
kratie. Die politische Artikulation eines
Spannungsverhältnisses von europäischer
Marktintegration und traditionell sozialdemo-
kratischen Politiken wird nunmehr von Partei-
en links der center-left Parteien übernommen
(vgl. Hooghe et al. 2002). Ein Vergleich der
verschiedenen Parteienfamilien zeigt weiter,
dass sich sozialdemokratische Parteien den
integrationsfreundlicheren Positionen der libe-
ralen und christdemokratischen Parteien in
Europa angenähert und diese schließlich sogar
überholt haben (Hooghe et al. 2002, 969; Ga-
bel/Hix 2002, 950). Die europäische Sozialde-
mokratie hat sich somit vom partiellen Skepti-
ker hin zum ,Musterschüler entwickelt  wo-
bei dies keineswegs eine gemeinsame
europapolitische Strategie impliziert. Wie die
Diskussion der Arbeit der SPE zeigen wird, ist
zwar die exit Option nunmehr vom Tisch, die
strategischen Varianten von voice und loyality




Wie lässt sich der konstatierte Wandel der EU-
kritischen AkteurInnen in der europäischen
Sozialdemokratie interpretieren und erklären?
Zunächst kann die Anpassung als ein Lernpro-
zess im Sinne von Peter Hall interpretiert wer-
den, also als eine Anpassung von Zielen oder
Techniken der Politik in Reaktion auf Erfahrun-
gen oder neue Informationen (1993, 278). In
Bezug auf die EU-kritischen Parteien lässt sich
sogar von einem prinzipiellen Paradigmen-
wechsel sprechen, insofern als das interpretati-
ve framework der Politik (ibid., 279) geändert
wurde. Politikanomalien und -versagen  kon-
traproduktive Effekte der traditionellen Politik
 spielen insbesondere in der Anfangsphase von
Paradigmenwechseln eine große Rolle. Wich-
tig ist zudem der Hinweis von Hall, dass Lern-
prozesse keine machtfreien, technokratischen
Anpassungsprozesse sind, sondern mit Macht-
politik verbunden sind (ibid., 289). Politik-
wechsel finden demnach statt, wenn traditionelle
Politikentwürfe scheitern und/oder macht-
politische Überlegungen eine neue Ausrichtung
nahe legen.
(1) Wenn wir diese Überlegungen auf die
europapolitischen Konzeptionen der sozialde-
mokratischen Parteien beziehen, so rückt
zunächst das Scheitern national isolierter
keynesianischer Politiken in den späten 1970er
und 1980er Jahren sowie die damit verbundene
konzeptionelle Krise der europäischen Sozial-
demokratie in den Blickwinkel. Das bekannteste
Beispiel ist das Scheitern der französischen
Sozialisten, die gegen eine weltweite Krise
Anfang der 1980er Jahre mit einem national iso-
lierten links-keynesianischen Programm Wachs-
tumsimpulse setzen wollten (vgl. u.a. Sassoon
1997, 534ff.). Vor der Entscheidung, ob die so-
zialistische Regierung ihren Kurs weiterführt,
den Franc abwertet und in der Konsequenz das
Europäische Währungssystem verlässt oder ei-
nen Strategiewechsel durchführt, entschied sich
Mitterand für die ,europäische Variante. Mit
dem französischen Kurswechsel wurden erst die
Weichen für die Revitalisierung des europäi-
schen Integrationsschubs gestellt (Bornschier
2000). Die Erfahrungen der französischen Re-
gierung strahlten auch auf die anderen europäi-
schen Sozialdemokratien aus. Ähnlich massive
Krisen  Wachstumsschwäche, Massenerwerbs-
losigkeit, Kapitalflucht etc.  leiteten auch den
Strategiewechsel der skandinavischen Sozial-
demokratien ein (Geyer et al. 2000). Die tradi-
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tionellen Instrumente schienen zu Beginn der
1990er Jahre einen Zusammenbruch der sozial-
demokratischen ,Modelle im Norden Europas
nicht aufhalten zu können.
Sofern in der Sozialdemokratie überhaupt an
keynesianischem Ideengut festgehalten oder
wieder angeknüpft wurde, folgt aus der Erfah-
rung des Politikversagens die Forderung nach
einer europäisch koordinierten makroöko-
nomischen Intervention  die Strategie des
Eurokeynesianismus, wie sie zu Beginn der
1980er Jahre z.B. von der britischen Labour
Party oder dem Bund der sozialdemokratischen
Parteien ausgearbeitet wurde (vgl. Haahr 1993;
Aust 2003, s.u.).
Das vorherrschende Muster war allerdings,
dass die sozialdemokratischen Parteien das
keynesianische Paradigma ablegten  sei es weil
sie nicht mehr an die Effektivität staatlicher
Marktintervention glaubten oder aber die
Durchsetzbarkeit auf europäischer Ebene an-
zweifelten (vgl. Streeck 1995; Scharpf 1999).
Nach einer Phase der Orientierungslosigkeit
vollzogen die meisten Parteien einen Wandel
ihrer Programmatik. Vermittelt durch spezifi-
sche Traditionen und Strukturen, der Position
im Parteienwettbewerb sowie der strategischen
Handlungsfähigkeit der Führungen vollzog sich
dieser Wechsel auf national sehr unterschiedli-
che Weise (vgl. u.a. Kitschelt 1994; Glyn 2001).
Gleichwohl zeigt sich ein übergreifender Trend,
der mit Sassoon als neo-revisionism charakteri-
siert werden kann (1997, 730754). Diese pro-
grammatische Revision setzt bereits in den
1980er Jahren ein und findet mit der
europaweiten Diskussion über den ,Dritten
Weg der Sozialdemokratie Ende der 1990er
Jahre ihren Höhepunkt. Inhaltlich zeichnet sich
der neue Revisionismus durch eine Hinwendung
zu angebotsorientierter Wirtschaftspolitik und
einer revidierten Aufgabenzuweisung an den
Wohlfahrtsstaat im Sinne einer stärkeren
Aktivierung aus (Giddens 1998; Schröder/Blair
1999; Merkel 2000). Die veränderte Neuaus-
richtung der sozialdemokratischen Parteien ist
sicherlich nicht mit der europäischen Integrati-
on zu erklären; gleichwohl implizierte
insbesondere bei den euro-skeptischen Partei-
en der programmatische Wandel eine positive-
re Einschätzung der europäischen Integration.
Entgegen dem eingangs formulierten misfit von
Marktintegration und sozialdemokratischer Po-
litik findet sich empirisch keine wachsende
Skepsis gegenüber der Marktintegration, weil
sich die Programmatik sozialdemokratischer
Politik selbst verändert hat und mit der Markt-
integration kompatibler geworden ist. Empirisch
zeigt sich dieser Sachverhalt, wenn die Entwick-
lung der Parteien entlang der ideologischen
links-rechts Ausrichtung zu den europa-
politischen Positionen in Relation gesetzt wird.
Es ergibt sich ein deutliches Muster: Alle dis-
kutierten euro-skeptischen Parteien, die sich
durch eine Entwicklung zu einer deutlich posi-
tiveren Einstellung zur EU seit Mitte der 1980er
Jahre auszeichnen, bewegen sich parallel auf der
links-rechts Achse nach rechts (vgl. Volkens
2003 für die links-rechts Positionierungen im
zeitlichen Verlauf).
(2) Ein zweiter Faktor, der die Hinwendung
zu einer pro-europäischen Programmatik un-
terstützte, war die praktische Einbindung in die
europäische Politik. Diese bot sozialdemokra-
tischen Regierungen eine neue Handlungsebene
und -möglichkeiten (Ladrech 2000, 6976). Das
kooperative Verhalten der Regierungen auf eu-
ropäischer Ebene versprach erweiterten politi-
schen Handlungsspielraum sowohl gegenüber
einer zunehmend globalisierten Ökonomie als
auch gegenüber konkurrierenden politischen
Mächten. Das politische System der EU mit
dem Machtzentrum des Europäischen Rats gibt
zudem einzelnen Regierungen einen erhebli-
chen Einfluss auf die Prozesse der europäischen
Entscheidungsfindung. Insbesondere die zen-
tralen Strukturentscheidungen entsprechen po-
litischen Paketen, in denen aufgrund der Ein-
stimmigkeitsregel die Interessen aller beteilig-
ten Regierungen berücksichtigt werden müs-
sen. Die über die Mitgliedschaft gewährleiste-
te Mitentscheidungsbefugnis wurde von den so-
zialdemokratischen Parteien als alternativlose
Option und Chance begriffen. Exemplarisch sei
Papandreou zitiert, der 1989 sagte: [I]t is only
possible to give a positive answer to the
European challenge, and to participate actively
in what is being created in Europe. There is
really no alternative, except the marginalisation
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of our country (zit. n. Verney 1996, 182). Bei
der Kurskorrektur der europakritischen Partei-
en spielte die konkrete europapolitische Agen-
da und die Erfahrung des eigenen Einflusses
auf die Entscheidungsfindung eine große Rol-
le. Bei PASOK führte die Stärkung der Regio-
nal- und Sozialpolitik ebenso zu einer Kurskor-
rektur wie bei der irischen Labour Party (Verney
1996; Featherstone 1988). Für die britische
Labour Party als Oppositionspartei stand da-
gegen die sozialpolitische Agenda von Delors
im Mittelpunkt. Diese Agenda war für die bri-
tische Labour Party doppelt reizvoll: zum ei-
nen war das sozialpolitische Programm (Char-
ta der sozialen Grundrechte und sozialpoliti-
sches Aktionsprogramm 1989) im Vergleich zu
Thatchers Deregulierungspolitik inhaltlich at-
traktiv und zum anderen konnte im nationalen
Parteienwettbewerb die anti-europäische Hal-
tung der Tory-Regierung attackiert werden (vgl.
Haahr 1993). Die Hinwendung zu einer aktiv
gestaltenden Europapolitik auch der größten
Skeptiker in Dänemark und dem Vereinigten
Königreich wurde schließlich unter der Präsi-
dentschaft von Delors seit der zweiten Hälfte
der 1980er Jahre erreicht (vgl. Haahr 1993), als
dieser in der Vision des Europäischen Sozial-
modells einen ,modernisierten sozialdemo-
kratischen Politikentwurf skizzierte, der die
europäische Ebene systematisch integrierte
(vgl. Ross 1995; Hooghe/Marks 1999; Aust et
al. 2002). In dem europäischen Parteienverbund
wurden diese Ideen später weiterentwickelt
(s.u.).
(3) Schließlich spielte auch die Einbindung
in die Strukturen der europäischen Sozialdemo-
kratie eine Rolle bei der ,Europäisierung der
nationalen Parteien. Die Parteien reagieren auf
die europäische Integration mit einem Prozess
der institutionellen Ausdifferenzierung. Es wer-
den auf europäischer Ebene  neben der Zusam-
menarbeit der Fraktion im Europäischen Parla-
ment  organisatorische Strukturen geschaffen,
die die Aufgabe der Koordination übernehmen
sollen. In einem Prozess der Koevolution mit
dem europäischen politischen Institutionen-
system hat sich die Zusammenarbeit innerhalb
der europäischen Parteienfamilien gestärkt. In
den Kategorien von Niedermayer stieg die In-
tensität der Zusammenarbeit von sporadischem
Kontakt zu institutionalisierter Kooperation
(vgl. u.a. Niedermayer 1983; Hix/Lord 1997;
Hix/Lesse 2002). Über diese institutionalisierte
Kooperation wird zwar keine föderal organisier-
te Partei mit einem neuen europäischen
Entscheidungszentrum geschaffen, wohl aber
wird ein Mechanismus begründet, der den Aus-
tausch und die Diffusion von Politikideen und -
konzepten befördert und auch potentiell in der
Lage ist, über Kompromissbildung an der Ent-
wicklung einer gemeinsamen europapolitischen
Strategie mitzuwirken, die dann wieder auf die
nationalen Parteien zurückwirkt.
Während die sozialdemokratischen Parteien
in der EG zunächst lediglich ein ,Verbindungs-
büro für eine schwach ausgeprägte Zusammen-
arbeit unterhielten, führte die Ankündigung der
Wahlen zum Europäischen Parlament 1974 zur
Gründung des Bundes der sozialdemokrati-
schen Parteien in der EG. Zentraler Schwer-
punkt der Aktivität des Bundes war zunächst
die Ausarbeitung eines Programms für die Wah-
len zum Europäischen Parlament. Während mit
der Arbeit an einem gemeinsamen Wahlpro-
gramm ebenso wie der kontinuierlichen
Fraktionsarbeit bereits Austausch- und wech-
selseitige Lernprozesse bei den  wenigen 
beteiligten Europapolitikern verbunden waren,
blieben die Rückwirkungen auf die Regierun-
gen und nationalen Parteien beschränkt. Die
Bedeutung des Bundes für die nationalen Par-
teien blieb marginal (Featherstone 1988, 333).
Zudem zeigten sich in der politischen Praxis 
insbesondere bei der Regierungskonferenz 1985
 erhebliche Abstimmungsmängel der sozialde-
mokratischen AkteurInnen. Die Verhandlungen
über die EEA und das Binnenmarktprojekt
machten deutlich, dass das bis dahin vorherr-
schende reaktive Verhalten in den Institutionen
nicht ausreichte, um die politische Agenda zu
gestalten. Die Notwendigkeit einer stärkeren
Koordinierung der nationalen Europapolitiken
wurde deutlich. Die zentrale Bedeutung wurde
dabei zunehmend den nationalen Partei-
führerInnen zugewiesen, die sich seit 1987
regelmäßig trafen und als einzige AkteurInnen
 sofern in der Regierung  die europäische
Agenda maßgeblich beeinflussen konnten und
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gleichzeitig die Autorität hatten, getroffene Ver-
abredungen und Positionsbestimmungen auch
in die nationalen Parteien zu vermitteln (Hix/
Lord 1997, 183195).2  Der zweite Aspekt ist
zentral als Mechanismus für die Europäisierung
nationaler Parteien. Als ein Beispiel sei die
Koordination während der Regierungs-
konferenz 1990/91 angeführt. Die Regierungs-
konferenz wurde durch regelmäßige, parallel
stattfindende Treffen der ParteiführerInnen be-
gleitet. Mehrere gemeinsame Positionspapiere
entstanden, die den Verhandlungsprozess kom-
mentierten und der Öffentlichkeit  die Ideen
und Vorschläge der europäischen Sozialdemo-
kratie präsentierten. Der zentrale Ansatz laute-
te, dass Europa mehr ist als ein gemeinsamer
Markt und die europäische Politik auf die Kon-
solidierung und Weiterentwicklung dieses ,Eu-
ropäischen Sozialmodells ausgerichtet sein
muss (vgl. u.a. Bund der sozialdemokratischen
Parteien 1991; Aust et al. 2002). Konkret un-
terstützten die Parteiführer die Pläne für eine
Währungsunion unter der Bedingung einer Stär-
kung der Sozial-, Struktur- und Umweltschutz-
politik sowie der demokratischen Strukturen
(u.a. Europäische Staatsbürgerschaft, volle
Umsetzung der Europäischen Sozialcharta von
1989, Mitbestimmungsrecht des Europäischen
Parlaments). Entscheidend ist, dass gegen Ende
des Jahres 1991 die sozialdemokratischen
ParteiführerInnen schließlich an almost identi-
cal policy on European monetary and political
union hatten (Hix/Lesse 2002, 55). Auf die
zentrale Bedeutung der europäischen Abspra-
chen zwischen den ParteiführerInnen verweist
die Tatsache, dass auch Parteien, die auf der
nationalen Ebene in der Opposition waren, auf
die  aus elektoralen Motiven attraktive  Mög-
lichkeit einer massiven Kritik am Maastrichter
Vertrag verzichteten. Im Gegenteil sind durch
die Treffen auf höchster (Partei-)Ebene Kurs-
korrekturen der traditionell europaskeptischen
Parteien in Dänemark und dem Vereinigten
Königreich in eine unterstützende Position be-
fördert worden (Haahr 1993). Die Mitglieds-
parteien der EFTA-Staaten waren bereits seit
Anfang der 1990er Jahre  teils als Vollmit-
glieder, teils zunächst mit einem Assoziierten-
status  in diese Diskussionsprozesse einge-
bunden und haben auf Parteienebene die Mit-
gliedschaft bereits vorweggenommen. Die Ein-
bindung in die Strukturen der europäischen
Parteienfamilie und die Koordination der rele-
vanten Spitzenpolitiker kann somit als ein ei-
genständiger Faktor bei der europapolitischen
Neuausrichtung skeptischer Sozialdemokratien
angesehen werden.
5.Chancen und Grenzen der
Politikkoordinierung über die SPE
Auf dem Kongress von Den Haag (1992) wird
in einer neuerlichen Reform die Sozialdemokra-
tische Partei Europas (SPE) gegründet.
Nunmehr ist der europäische Parteienverbund
explizit als Partei konstituiert, als dessen Ziel-
setzung in Artikel 3 der Satzung die Definition
gemeinsamer Politik gegenüber der EU und die
organisatorische Beförderung einer immer en-
geren Zusammenarbeit der europäischen sozi-
aldemokratischen Parteien ausgewiesen ist.
Neben den traditionellen Organen  Kongress,
Vorstand, Sekretariat  wird nunmehr auch das
Parteiführertreffen als offizielles Organ der SPE
in der Satzung verankert. Der Schwerpunkt der
SPE Arbeit liegt in den 1990er Jahren stärker
auf der Koordination der konkreten Euro-
papolitiken, die durch (1) Party Leaders Mee-
tings, (2) themenspezifische Arbeitsgruppen und
schließlich auch (3) Treffen der SPE Minister-
ratsmitglieder erreicht werden soll (Ladrech
2000; Hix/Lesse 2002). Die Parlamentsfraktion
ist über die Fraktionsführung in die Koordina-
tion eingebunden; sie spielt aber gegenüber den
ParteiführerInnen eine untergeordnete Rolle.
Ladrech beschreibt die SPE zutreffend als Par-
teien-Netzwerk, als ein spezifisches, den in-
stitutionellen Bedingungen der EU angepasstes,
Politiknetzwerk auf der Grundlage der Zuge-
hörigkeit zu einer gemeinsamen Parteienfamilie
mit der primären Funktion der strategischen
Koordinierung der Mitgliedsparteien (Ladrech
2000, 81107).
Inwieweit konnte die angestrebte Funktion der
Koordinierung im Laufe der 1990er Jahre tat-
sächlich ausgefüllt werden? Zur Beantwortung
dieser Frage ist zu analysieren, inwieweit die
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SPE Konzepte entwickeln konnte, die die Un-
terstützung der nationalen Parteien fanden. Der
Schwerpunkt der Arbeit in der SPE lag in den
1990er Jahren zunächst in der Entwicklung ei-
nes ,modernen europäischen sozialdemokra-
tischen Politikentwurfs, der mit den Bestim-
mungen und Restriktionen des Maastrichter
Vertrages vereinbar war. Bereits die Stellung-
nahmen der SPE-Parteivorsitzenden im Kon-
text der Regierungskonferenzen 1990/91 drück-
ten die Hoffnung aus, dass durch kooperatives
politisches Handeln auf europäischer Ebene
Handlungsfähigkeit wieder gewonnen werden
könne. Jenseits des abstrakten Glaubens an den
Nutzen einer kooperativen europäischen Stra-
tegie blieben die konkreten Vorstellungen hin-
sichtlich wirtschaftspolitischer Konzepte und
politisch-institutioneller Strukturfragen aber
umstritten. Ein Schwerpunkt der SPE Arbeit der
1990er Jahre lag daher in dem Versuch,
konsensfähige Positionen zu erarbeiten, die
auch im politischen Wettbewerb Erfolg verspra-
chen. Im Zentrum stand daher die Entwicklung
und Präsentation einer Strategie gegen die
Beschäftigungskrise (Ladrech 2000, 109130).
Innerhalb der europäischen Organe betonte
insbesondere der Kommissionspräsident Delors
die Notwendigkeit einer europäischen Strate-
gie gegen die Beschäftigungskrise. Im Laufe
des Jahres 1993 präsentierte der Präsident
schließlich das Weißbuch Wettbewerbs-
fähigkeit, Wachstum und Beschäftigung, in
dem er u.a. ein umfassend angelegtes Investi-
tionsprogramm zum Aufbau europäischer
Infrastrukturnetze sowie eine Reform der
Arbeitsmarktpolitik vorschlug. Obwohl Delors
zum sozialdemokratischen party-network ge-
hörte, beauftragten die sozialdemokratischen
ParteiführerInnen parallel eine Arbeitsgruppe
unter dem Vorsitz von Allan Larsson, eine eu-
ropäische Beschäftigungsstrategie zu entwer-
fen. Der Bericht der Larsson Arbeitsgruppe teilt
wesentliche Einsichten und Vorschläge mit dem
Delors-Weißbuch  insbesondere in der Beto-
nung der Notwendigkeit, massiv in die Förde-
rung des Humankapitals zu investieren und Er-
werbslosen durch aktive Maßnahmen die Rück-
kehr auf den Arbeitsmarkt zu ermöglichen ,
geht aber mit dem Fokus auf makroökono-
mische Instrumente (insbesondere der Geld-
politik) über dieses hinaus (SPE 1993;
Johansson 1999, 8892). Der Larsson Bericht
kann als eines der wichtigsten Dokumente der
eingangs skizzierten ,eurokeynesianischen
Strategievariante angesehen werden, die spä-
ter in erster Linie sowohl von einer SPE-
Arbeitsgruppe unter dem portugiesischen
Regierungschef Guterres und von der franzö-
sischen PS unter Jospin bestätigt wurde (SPE
1999; PS 1999). Die ParteiführerInnen haben
den Larsson-Bericht öffentlich als gemeinsa-
me Position der europäischen Sozialdemokra-
tie vorgestellt. Im Vorfeld der Verhandlungen
zum Amsterdamer Vertrag wurden die wesent-
lichen europapolitischen Forderungen der So-
zialdemokratie zusammengefasst (SPE 1995)
und teilweise  wie die Einführung eines Be-
schäftigungskapitels und die Eingliederung des
Maastrichter Sozialprotokolls in den Amster-
damer Vertrag  durchgesetzt.3  Mit dem Wahl-
sieg der SPD und Bündnis 90/Die Grünen 1998
waren in fast allen EU Ländern sozialdemokra-
tische Parteien an der Regierung beteiligt. Die
im Rahmen der SPE entwickelten Konzepte
standen nun vor einem Praxistest.4  Wie ist die-
ser ausgegangen?
In einigen Bereichen gelang es den sozialde-
mokratischen Regierungen, die europäische
Agenda maßgeblich zu bestimmen. In diesen
Zusammenhang gehört  neben dem Amster-
damer Vertrag  die Umsetzung der europäi-
schen Beschäftigungspolitik durch konkrete
Leitlinien, die auf den Ideen von Larsson und
Delors aufbauen. Die Kontinuität wird nicht
zuletzt durch Larsson selbst vermittelt, der nach
der Arbeit an dem Bericht eine leitende Funkti-
on in der Kommission übernahm. In einem ähn-
lichen Maße nahm die Idee einer europäischen
Grundrechtscharta sukzessive konkrete Gestalt
an. Die rechtliche Verbindlichkeit dieser Char-
ta wurde im Verfassungskonvent befürwortet
und wird nun auf der kommenden Regierungs-
konferenz entschieden.
Auf der anderen Seite zeigte sich bereits in
den SPE Arbeitsgruppen ein erheblicher Ge-
gensatz zwischen den BefürworterInnen einer
,eurokeynesianischen Strategie und den
,Modernisierern. Im Kern betrafen diese Aus-
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einandersetzungen das Ausmaß der notwendi-
gen Regulierungen auf europäischer Ebene (v.a.
Steuer-, Arbeitsmarkt-, Sozialpolitik) sowie die
Sinnhaftigkeit expansiver makroökonomischer
Wirtschaftspolitik auf europäischer Ebene. Ei-
nige Versuche zur Erarbeitung einer gemeinsa-
men Position in diesen Politikfeldern scheiter-
ten. So lehnten Schröder und Blair die Ergeb-
nisse der Busquin-Arbeitsgruppe zur Stärkung
der europäischen Steuerpolitik ab, weil sie die
dem Bericht zugrundeliegende Befürchtung ei-
nes Steuerdumpings als unbegründet zurück-
wiesen (Kulahci 2002). Im Gegenteil haben die
beiden Regierungschefs später betont, dass der
Wettbewerb europäischen Regulierungen vor-
zuziehen sei und Steuersenkungen  auch für
Unternehmen  ökonomisch und beschäfti-
gungspolitisch sinnvoll seien (Schröder/Blair
1999, 891). Damit nahmen sie eine zu der
Arbeitsgruppe konträre Position ein. Ähnliche
Konflikte zeigten sich bei dem Versuch, den
eurokeynesianischen Ansatz im Rahmen eines
europäischen Beschäftigungspaktes zu imple-
mentieren (Aust 2000). Auch der u.a. von der
französischen Ratspräsidentschaft forcierte Ver-
such in der Sozial- und Steuerpolitik das
Mehrheitsentscheidungsverfahren im Vertrag
von Nizza zu verankern, um die europäische
Handlungsfähigkeit zu stärken, wurde maßgeb-
lich von der britischen Regierung blockiert. Die
im Laufe der 1990er Jahre zur ,new Labour
verwandelte Partei hatte sich im Laufe ihrer lan-
gen Oppositionszeit programmatisch am wei-
testen von den traditionellen Wegen der euro-
päischen Sozialdemokratie entfernt und einen
,Dritten Weg propagiert (Giddens 1998;
Merkel 2000; Schröder/Blair 1999). Keynes-
ianische Politiken wurden ebenso wie europäi-
sche Regulierungen als der gewünschten Fle-
xibilität auf den Märkten widersprechend ab-
gelehnt. Bevorzugt wird dagegen der Politik-
ansatz der Methode der offenen Koordi-
nierung. In diesem Ansatz setzen sich die Re-
gierungen auf europäischer Ebene gemeinsa-
me Ziele, deren Umsetzung in der Zuständig-
keit der nationalen AkteurInnen verbleibt. Die
Aufgabe der europäischen Ebene ist es, durch
systematische Beobachtung, Informationsaus-
tausch und Analyse einen Erfahrungsaustausch
zu organisieren und so den Boden für wechsel-
seitige Lernprozesse zu bereiten. Auf Sank-
tionsmaßnahmen kann und soll in diesem Ver-
fahren weitgehend verzichtet werden. Diese
europapolitische Ausrichtung entspricht in wei-
ten Teilen der eingangs skizzierten Strategie-
variante loyality.
Für unseren Kontext ist hervorzuheben, dass
das ,eurokeynesianische Konzept stärker auf
Europa als eine wichtige Ebene der notwendi-
gen politischen Regulierung rekurriert als die
Varianten des ,Dritten Wegs oder der ,neuen
Mitte. Für letztere Konzepte besteht der strate-
gische Ansatzpunkt primär in der Anpassung
der nationalstaatlichen Arrangements an die
veränderten Bedingungen von Globalisierung
und Individualisierung (Schröder/Blair 1999).
Eine Kompromissfindung über die freiwillige
Kooperation innerhalb der SPE  die im
Schröder/Blair Papier nicht einmal als mögli-
ches Forum erwähnt wird  funktioniert nicht
(mehr), wenn die präferierten Politikentwürfe
inkompatibel sind und eventuelle Kompromis-
se die nationalen Strategien und Wahlchancen
gefährden könnten.
6. Schluss
Ein Europäisierungsbedarf politischer Akteu-
rInnen stellt sich ein, wenn bestehende Prakti-
ken mit europäischen politischen Vorgaben
oder funktionalen Imperativen in Konflikt ge-
raten, die aus dem Prozess der europäischen
Integration resultieren (Risse et al. 2001). Aus-
gangspunkt des Beitrags war die Überlegung,
dass traditionelle sozialdemokratische Politiken
in einem Spannungsverhältnis zu den zentra-
len Projekten der jüngeren europäischen Inte-
gration, Binnenmarkt und Währungsunion, ste-
hen. Eine skeptische Reaktion gegenüber den
jüngeren Integrationsschritten konnte daher er-
wartet werden. Empirisch wird diese Erwartung
aber enttäuscht: wie verschiedene Quellen
gleichermaßen belegen, wandelte sich die eu-
ropäische Sozialdemokratie von einer  tatsäch-
lich in Teilen  skeptischen hin zu der
integrationsfreundlichsten Parteienfamilie in
Europa. Es lässt sich in der Summe ein
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Europäisierungsprozess konstatieren, der eine
veränderte europapolitische Programmatik um-
fasst und sich institutionell in der Etablierung
eines durch die SPE organisierten sozialdemo-
kratischen Parteien-Netzwerks niederschlägt.
Die eingangs skizzierte exit Option wird von
keiner Partei innerhalb der SPE mehr verfolgt.
Im Gegenteil wird die EU als zusätzliche
Handlungsebene gesehen, die für die
Durchsetzung der eigenen (partei-)politischen
Ziele genutzt werden kann. Die Spezifik von
Parteien nicht nur policy-taker, sondern auch
 zumindest potentiell  policy-maker
(Bomberg 2002) zu sein, hat diese strategische
Revision begünstigt. Für den Lernprozess der
programmatischen Reorientierung wurde 
neben dem Scheitern traditioneller Politiken
und den positiven Erfahrungen, die einzelne
Parteien mit der Durchsetzung ihrer spezifi-
schen Interessen gemacht haben  insbesondere
auf die sozialisierende Funktion der, durch die
SPE und ihre Vorläufer sukzessive institutio-
nalisierten, Kooperation innerhalb der gemein-
samen Parteienfamilie hingewiesen. Durch die
Kooperation im Rahmen der Parteiführertreffen
wurden gemeinsame Positionen erarbeitet, die
sich  wie gezeigt  sowohl auf die nationalen
Parteien als auch auf die europäische Agenda
auswirkten. Die praktische Kooperation in ei-
nem, auf die europäische Politik fokussierten,
Dachverband kann  dies sei als Argument her-
vorgehoben  somit als eigenständiger Mecha-
nismus der ,Europäisierung durch Politik-
diffusion und Koordination aufgefasst werden.
Die Erfahrung der Jahre der sozialdemokrati-
schen Dominanz nach 1997/98 zeigt aber auch
die Grenzen dieses Mechanismus. Die
Koordinationsfähigkeit versagt, wenn die na-
tionalen Europastrategien inkompatibel sind
und Formelkompromisse angesichts von aku-
tem Handlungsbedarf nicht ausreichen. Die
beiden Pole der sozialdemokratischen
Europapolitik, ,Eurokeynesianismus und ,Drit-
ter Weg, waren zumindest in den Fragen der
notwendigen Regulierung auf europäischer
Ebene und makroökonomischer Wirtschaftspo-
litik weitgehend unvereinbar. Koordinations-
versuche und Kompromissfindung über die
SPE scheiterten daher in diesen Politikfeldern.
ANMERKUNGEN
1 Ich danke Andrea Volkens für die Überlassung der
Daten; zwischenzeitlich sind sie auf CD-Rom Budge
et al. (2001) beigefügt.
2 Damit geht ein Bedeutungsverlust anderer partei-
politischer AkteurInnen  Gremien der nationalen
Parteien und EP Fraktion  einher. Dies verschärft
teilweise die Kluft zwischen den Positionen der
Parteiführung und einer europaskeptischen Partei-
basis und WählerInnen, was in EU Referenden immer
wieder sichtbar wird.
3 Die SPD hatte der Regierung Kohl angedroht, den
Amsterdamer Vertrag abzulehnen, wenn die Be-
schäftigungspolitik nicht gestärkt würde. Begründet
wurde dies von der damaligen europapolitischen
Sprecherin, Wiezcorek-Zeul, unter anderem mit Ab-
sprachen innerhalb der SPE. Vgl. zur Bedeutung der
Kooperation im Rahmen der SPE und der Europäi-
schen Beschäftigungsstrategie: Johansson 1999 und
Ladrech 2000.
4 Es sei darauf hingewiesen, dass die Rolle der SPE
als Koordinationsinstanz in dem Maße relativiert
wird, in dem die Parteien als Regierungsparteien
Zugriff auf die traditionellen Mittel der klassischen
Diplomatie haben. Die Debatte über eine zukunfts-
fähige sozialdemokratische Strategie wurde zudem
 wie im Schröder/Blair Papier angekündigt (1999,
896)  aus den Instanzen der SPE ausgelagert und
einem Netzwerk progressiver Regierungen über-
tragen. Die Organisation und Planung dieser Konfe-
renzen oblag nicht mehr den nationalen oder der eu-
ropäischen Partei(en), sondern den kooperations-
willigen Regierungen.
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